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Umsetzung der Industrieemissionsrichtline muss sich auf 
EU-Vorgaben beschränken 
Berlin, 15.08.25: Heute endet die Stellungnahmefrist für einen Entwurf eines Mantelgesetzes und 
einer Mantelverordnung zur Umsetzung der europäischen Industrieemissionsrichtlinie (IED) in na-
tionales Recht. Die Bioenergieverbände im Hauptstadtbüro Bioenergie (HBB) kritisieren insbeson-
dere, dass bei der Umsetzung beabsichtigt wird, deutlich mehr Anlagen unter den Genehmigungs-
tatbestand einer IED-Anlage zu fassen, als EU-rechtlich nötig wäre.  

„Im Koalitionsvertrag wurde ausdrücklich festgehalten, dass bei der Übertragung von EU-Rechtsakten ins 
Nationale Recht eine 1:1 Umsetzung erfolgen soll. Laut Entwurf würden jedoch deutlich mehr Biogasanlagen 
als nötig von der EU-Verordnung der IED betroffen sein. Wir erwarten, dass sich die Bundesregierung auch 
mehr als 100 Tage nach ihrem Antritt noch an den Koalitionsvertrag hält. Die IED-Umsetzung ist eine gute 
Gelegenheit, um das Ziel aus dem Koalitionsvertrag eines „fachrechtlichen Bürokratierückbaus“ auch umzu-
setzen, anstatt noch Regelungen auf das EU-Recht draufzusatteln,“ erklärt Sandra Rostek, Leiterin des HBB.  
Im Factsheet zum Referentenentwurf wird zwar eine 1:1 Umsetzung der europäischen Vorgaben suggeriert. In 
den Entwürfen finden sich jedoch an mehreren Stellen Vorgaben der IED, die sich als allgemeine Anforde-
rungen an alle genehmigungsbedürftigen Anlagen richten. Auch die europäisch erarbeiteten BVT-Schlussfol-
gerungen („beste verfügbare Technik“) werden mit dem aktuellen Stand der Technik gleichgesetzt, was laut 
Begriffsbestimmung eine Ausweitung auch auf Zukunftstechniken darstellt.  

Daneben fordern die Verbände im HBB eine Erhöhung der Durchsatzkapazität für Altholz in der 4. BImSchV. 
„Kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) benötigen dringend Alternativen zu Wasserstoff und Di-
rektelektrifizierung, um ihre Prozesse zu defossilisieren. Biomasse ist hierbei eine Schlüsseltechnologie, be-
sonders im Mittel- und Hochtemperaturbereich. Jedoch zwingt die aktuelle Durchsatzbeschränkung für Alt-
holz Anlagen oft zum Einsatz von Frischholz, was die Kaskadennutzung unterläuft,“ gibt Rostek zu verstehen. 
Eine Verdoppelung der Durchsatzkapazität auf weniger als 6 t/h würde laut der Verbände nicht nur eine 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen in KMU maßgeblich unterstützen, sondern vor allem ihre Wettbe-
werbsfähigkeit stärken und die Resilienz der Betriebe erhöhen. 

Nicht zuletzt empfehlen die Verbände, mehr Bürokratieabbau zu wagen. „Der Koalitionsvertrag sieht vor, den 
Erfüllungsaufwand für Unternehmen um mindestens 10 Mrd. € sowie Bürokratiekosten um 25 % zu senken. 
Dazu sind jährliche Bürokratierückbaugesetze vorgesehen. Der vorliegende Entwurf wird dem nicht gerecht: 
Anstatt Verfahren zu vereinfachen und Doppelprüfungen zu streichen, werden zusätzliche Melde- und Prüf-
pflichten eingeführt, die vor allem kleine und mittelständische Betreiber belasten. Vorgaben müssen zielge-
richtet, verhältnismäßig und auf klaren Rechtsgrundlagen beruhen. Nur durch konsequente Umsetzung der 
im Koalitionsvertrag verankerten Bürokratieabbauziele können die Potenziale der Bioenergie voll ausge-
schöpft werden. Ansonsten erstickt die im Koalitionsvertrag angestrebte „Investitionsoffensive“ in einem Pa-
pierberg,“ schließt Rostek. 

Diese und weitere Änderungsempfehlungen finden Sie in der heute eingereichten Stellungnahme zur IED. 
 

https://www.hauptstadtbuero-bioenergie.de/download_file/770/0


 

 

2 

Über die Bioenergieverbände 
Im „Hauptstadtbüro Bioenergie“ bündeln vier Verbände ihre Kompetenzen und Ressourcen im Bereich Energiepolitik: der Bundesver-
band Bioenergie e.V. (BBE), der Deutsche Bauernverband e.V. (DBV), der Fachverband Biogas e.V. (FvB) und der Fachverband Holzener-
gie (FVH). Gemeinsam bilden sie die gesamte Bioenergiebranche ab von Land- und Forstwirten, Anlagen- und Maschinenbauern, Ener-
gieversorgern bis hin zu Betreibern und Planern. Das Hauptstadtbüro Bioenergie verleiht den vielen unterschiedlichen Akteuren und 
verschiedenen Technologien der Bioenergiewirtschaft eine gemeinsame starke Stimme gegenüber der Politik. Insbesondere in den 
Sektoren Strom und Wärme setzt es sich technologieübergreifend für die energiepolitischen Belange seiner Trägerverbände ein. Im 
Kontakt mit politischen Entscheidungsträgern kann das Hauptstadtbüro Bioenergie auf ein breites Unterstützernetzwerk zurückgreifen 
und kooperiert insbesondere mit dem Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE) 
www.hauptstadtbuero-bioenergie.de 
 
Kontakt 

Bundesverband Bioenergie e.V. (BBE) 
Gerolf Bücheler 
Geschäftsführer 
Tel. 0 30 / 2758 179 21 
Mail: buecheler@bioenergie.de 
 

Hauptstadtbüro Bioenergie (HBB) 
Jörg Schäfer 
Leitung politische Kommunikation in HBB 
Tel. 0 30 / 2758 179 15 
Mail: schaefer@bioenergie.de 
 

 
Deutscher Bauernverband e.V. (DBV) 
Axel Finkenwirth 
Pressesprecher 
Tel. 0 30 /31904 240 
Mail: presse@bauernverband.net 
 

 
Fachverband Holzenergie im BBE (FVH) 
Simone Jost 
Leiterin Kommunikation im BBE 
Tel. +49 30 275 8179 26 
E-Mail: jost@bioenergie.de 
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